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Die Entlohnung und Regulierung unabhängiger Versicherungsvermittler, wird aktuell vor allem vor dem Hinter-
grund der Bedeutung und Zukunft der Honorarberatung und -vermittlung intensiv diskutiert. Im Rahmen des 
vorliegenden Beitrags werden zunächst wichtige ökonomische Erkenntnisse zur Vertriebswegewahl von Versi-
cherungsunternehmen dargestellt. Aufbauend auf zentrale betriebs- und gesamtwirtschaftliche Funktionen unab-
hängiger Versicherungsvermittler wird untersucht, wie durch unterschiedliche Entlohnungsformen Vermittlern 
effiziente Anreize gesetzt werden können. In diesem Zusammenhang wird auch der Frage nachgegangen, ob und 
inwieweit Regulierungsmaßnahmen, wie zum Beispiel ein generelles Verbot oder die Offenlegung von Provisi-
onszahlungen sowie das sogenannte „Provisionsabgabeverbot“, notwendig und geeignet sind, die Effizienz von 
Versicherungsmärkten zu erhöhen. 
Abstract 
The compensation and regulation of independent intermediaries is an important issue in insurance markets. With 
this respect, the profitability and importance of fee-for-service and commission compensation of intermediaries 
is lively discussed in academia and in the insurance industry. This paper summarizes economic rationales why 
and in which lines of business insurance companies sell their products via independent intermediaries. With this 
respect, it is analyzed how different forms of compensation affect important market functions of independent 
intermediaries. Finally, the economic impact of certain regulatory interventions, like a mandatory disclosure or a 
general ban of any commissions and the German ban for intermediaries to share commission with policyholders, 
on market efficiency is discussed. 
                                                            
∗ Erweiterte schriftliche Fassung eines Vortrags am 10. März 2010 auf der Jahrestagung des Deutschen Vereins 
für Versicherungswissenschaft in Düsseldorf. 
† Universität Hohenheim, Lehrstuhl für Versicherungswirtschaft und Sozialsysteme, Fruwirthstr. 48, 70599 
Stuttgart, E-Mail: j.schiller@uni-hohenheim.de, Tel.: 0711-459-22869. 2 
 
 
1.  Einleitung 
Versicherungsprodukte werden in vielen Sparten vorrangig über Vermittler angeboten und 
verkauft. Generell nutzen Versicherungsunternehmen sehr unterschiedliche Vermittlertypen 
zum Vertrieb ihrer Produkte, die sich vor allem durch die Weisungsbindung bzw. wirtschaft-
liche Unabhängigkeit unterscheiden. Der unterschiedliche Abhängigkeitsgrad von Vermittlern 
wird schon aus juristischen Definitionen erkennbar. Gemäß § 59 Abs. 1 Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) werden sowohl Versicherungsvertreter als auch Versicherungsmakler als 
Vermittler definiert. Während Versicherungsvertreter von einem Versicherungsunternehmen 
damit betraut sind, Versicherungsverträge zu vermitteln (§ 59 Abs. 2 VVG), übernehmen 
Versicherungsmakler für den Auftraggeber (Kunden) die Vermittlung von Versicherungsver-
trägen, ohne jedoch von einem Versicherungsunternehmen betraut zu sein (§ 59 Abs. 3 
VVG). Im Hinblick auf die weitere ökonomische Analyse scheint es zweckmäßig zu sein, 
unabhängige Vermittler allein anhand der Weisungsbindung und wirtschaftlichen Unabhän-
gigkeit von gebundenen Vermittlern abzugrenzen. Da Vertreter vom Versicherungsunterneh-
men beauftragt werden, Verträge zu vermitteln, ergibt sich insbesondere für Einfirmen- bzw. 
Einkonzernvertreter eine starke Weisungsbindung und vor allem eine erhebliche wirtschaftli-
che Abhängigkeit vom betreffenden Unternehmen. (Echte) Mehrfachvertreter und Finanzver-
triebe, die Produkte unterschiedlicher Versicherungsunternehmen bzw. -konzerne vermitteln, 
können – ebenso wie Versicherungsmakler – aufgrund ihrer größeren Dispositionsmöglich-
keiten als unabhängige Vermittler angesehen werden. 
In Deutschland besteht gemäß § 34d Abs. 7 Gewerbeordnung für alle selbstständigen Versi-
cherungsvermittler und -berater eine Erlaubnis- und Eintragungspflicht. Tab. 1 fasst die An-
zahl der im April 2009 in Deutschland bei den Industrie- und Handelskammern registrierten 
Vermittler und Berater zusammen. Neben 38.883 Versicherungsmaklern, sind insgesamt 
32.484 selbstständige Ein- und Mehrfachvertreter registriert. Im Jahr 2008 waren nach Schät-
zungen von Towers Perrin in Deutschland unabhängige Versicherungsvermittler mit einem 




1  Vgl. Towers Perrin (2009a, 2009b). 3 
 
 
Tab. 1: Versicherungsvermittler und -berater in Deutschland
2 
Selbstständige Vermittler und Berater  Anzahl 
Gebundene Einfirmen- bzw. -konzernvertreter  172.611 
Versicherungsvertreter mit Erlaubnis  32.484 
Versicherungsmakler 38.883 
Produktakzessorische Vermittler  2.465 
Versicherungsberater 165 
Unabhängige Versicherungsvermittler erbringen unterschiedliche Dienstleistungen für Versi-
cherungsnehmer und Versicherungsunternehmen. Vor dem Hintergrund eingeschränkter Wei-
sungsmöglichkeiten müssen Rechte und Pflichten zwischen unabhängigen Vermittlern und 
Versicherungsunternehmen stärker in schriftlicher Form explizit geregelt werden. Folglich 
kommt der Entlohnung unabhängiger Vermittler durch Provisions- bzw. Courtagezahlungen 
aus Sicht von Versicherungsunternehmen im Hinblick auf die Anreizsetzung eine große Be-
deutung zu. Daneben beeinflusst die Entlohnung jedoch auch die Anreizsetzung in Bezug auf 
Dienstleistungen, die für Versicherungsnehmer erbracht werden. 
Auch vor dem Hintergrund aktueller Diskussionen über die Bedeutung der Honorarberatung 
wird die Entlohnung unabhängiger Versicherungsvermittler bereits seit geraumer Zeit intensiv 
thematisiert. Ausgelöst wurde diese Debatte über geeignete Entlohnungssysteme und mögli-
che bzw. notwendige regulatorische Eingriffe in erster Linie durch Ermittlungen des damali-
gen New Yorker Generalstaatsanwaltes Eliot Spitzer im Jahre 2004. Dieser warf führenden 
US-amerikanischen Maklerfirmen und einigen Versicherungsunternehmen vor, die Preisbil-
dung im Bereich der Gewerbe- und Industrieversicherung durch kartellmäßige bzw. betrügeri-
sche Prämienabsprachen behindert zu haben. Als entscheidender Ausgangspunkt für das wett-
bewerbsfeindliche Verhalten der Maklerfirmen wurden insbesondere Vereinbarungen (soge-
nannte „Market Services Agreements“, MSA) über umsatzbezogene bedingte Provisionen 
(Contingent Commissions) identifiziert. Die Vereinbarung erfolgsabhängiger bedingter Provi-
sionen wurde zu jener Zeit vor allem aus zwei Gründen kritisiert. Erstens waren die bedingten 
Provisionsvereinbarungen zwischen Maklern und Versicherungsunternehmen den jeweiligen 
Versicherungsnehmern in der Regel nicht bekannt. Zweitens waren Provisionszahlungen als 
Kompensation für transaktionsbezogene Dienstleistungen für Versicherungsunternehmen 
                                                            
2  Quelle: Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (2009), S. 9. 4 
 
vorgesehen, die jedoch in den jeweiligen Vereinbarungen nicht näher spezifiziert wurden. 
Zudem wurden bedingte Provisionen vielfach auf Erneuerungsquoten auslaufender Verträge 
einzelner Versicherungsunternehmen bezogen. Den betreffenden Maklern wurde diesbezüg-
lich vorgeworfen Neu- und Erneuerungsgeschäft überwiegend mit Versicherungsunternehmen 
geschlossen zu haben, mit denen zuvor bedingte Provisionszahlungen vereinbart worden wa-
ren.
3 Damit die jeweiligen Versicherungsverträge auch tatsächlich mit gewünschten Anbieter 
geschlossen werden konnten, unterbreiteten konkurrierende Versicherungsunternehmen, mit 
denen die Makler ebenfalls MSA geschlossen hatten, nach Maßgabe der Makler absichtlich 
überhöhte Angebote. Durch solche illegalen Preisabsprachen konnten Makler und Versiche-
rungsunternehmen den Preiswettbewerb in einzelnen Bereichen vollständig aushebeln.
4 
Auch ausgelöst durch die Ermittlungen des New Yorker General Staatsanwaltes wurde im 
Jahr 2005 von der EU-Kommission eine Sektorenuntersuchung zum Wettbewerb in der Un-
ternehmensversicherung initiiert. Im Rahmen dieser Untersuchung wurde insbesondere die 
Entlohnung von Versicherungsmaklern intensiv analysiert und als kritischer Wettbewerbsfak-
tor angesehen. Im Abschlussbericht der Sektorenuntersuchung wird eine generelle Skepsis 
gegenüber Provisionszahlungen erkennbar, da explizit auf Interessenkonflikte von Maklern 
hingewiesen und die fehlende Transparenz der Vergütung durch Versicherungsunternehmen 
bemängelt wird.
5 
Der geschilderte Fall von Preisabsprachen in den USA, der in engem Zusammenhang zur 
Zahlung bedingter Provisionen steht, und die Ergebnisse der EU-Sektorenuntersuchung ver-
deutlichen, dass der Entlohnung unabhängiger Versicherungsvermittler eine große Bedeutung 
zukommt und diese zu erheblichen Problemen führen kann. Insbesondere wirft die Dominanz 
der Provisionierung eine Reihe wichtiger Fragen auf. Zunächst ist nicht unmittelbar einsich-
tig, warum unabhängige Intermediäre, die sowohl Dienstleistungen für Versicherungsnehmer 
als auch für Versicherungsunternehmen erbringen, hauptsächlich durch Provisionszahlungen 
vom Versicherungsunternehmen entlohnt werden. In Bezug auf die aktuelle Diskussion um 
die Honorarberatung bzw. -vermittlung ist eine weitere wichtige Frage, ob und unter welchen 
Bedingungen eine Entlohnung durch Kunden die Beratungs- und Vermittlungsqualität erhö-
hen kann. In diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksichtigen, dass bereits durch die 
                                                            
3  Beispielsweise sah eine Vereinbarung zwischen Marsh & McLennan (Marsh) und der American International 
Group (AIG) aus dem Jahr 2003 vor, dass Marsh eine zusätzliche Erfolgsprämie von bis zu 3% des vermittel-
ten Prämienumsatzes erhält, wenn die jährliche Erneuerungsquote auslaufender Versicherungsverträge mit 
AIG über 95% lag (vgl. New York Office of the Attorny General, 2004b, S. 3-4). 
4  Nähere Einzelheiten zur Anklage finden sich in New York Office of the Attorny General (2004a). 
5  Vgl. EU-Kommission (2007b) sowie Friedrich, T.A. (2007). 5 
 
Neuregelung des Vermittlerrechts in Deutschland umfangreiche Informations- und Dokumen-
tationspflichten sowie eine Haftung für Falschberatung eingeführt wurden. Diese Maßnahmen 
können Falschberatungsanreize bereits erheblich mindern. Sollte die Honorarberatung zu ei-
ner höheren Beratungs- und Vermittlungsqualität führen, muss nachfolgend geklärt werden, 
warum sich diese im freien Wettbewerb der Entlohnungssysteme bisher nicht durchgesetzt 
hat. Im Weiteren ist dann zu untersuchen, ob regulatorische Eingriffe, wie eine Offenlegung 
oder ein Verbot von Provisionszahlungen notwendig bzw. geeignet sind, die Effizienz von 
Versicherungsmärkten zu erhöhen. 
Innerhalb der vorliegenden Arbeit werden die aufgeworfenen Fragen vor allem vor dem Hin-
tergrund wichtiger institutioneller Rahmenbedingungen, Erkenntnisse zur Vertriebspolitik 
sowie des effizienten Designs von Wertschöpfungsketten diskutiert. Aufgrund der breit ange-
legten Analyseperspektive, wird einleitend in Abschnitt 2 erläutert, weshalb und in welchen 
Bereichen Versicherungsunternehmen beim Vertrieb ihrer Produkte auf unabhängige Vermitt-
ler zurückgreifen. In diesem Teil der Arbeit werden somit wichtige Marktfunktionen unab-
hängiger Vermittler und die effiziente Ausgestaltung von Kooperationen zwischen Versiche-
rungsunternehmen und -vermittlern untersucht. Im Anschluss an diesen ersten Schritt wird in 
Abschnitt 3 analysiert, wie unabhängige Versicherungsvermittler entlohnt werden sollten, um 
die identifizierten Marktfunktionen effizient bereitzustellen. Daran anknüpfend werden in 
Abschnitt 4 die Auswirkungen ausgewählter regulatorischer Eingriffe diskutiert. Hierbei wird 
vor allem erörtert, ob und inwieweit eine Offenlegung oder ein Verbot von Provisionszahlun-
gen die Beratungsqualität bzw. die Markteffizienz erhöhen können. Darüber hinaus wird im 
Rahmen dieser Diskussion die Wirkung des sogenannten "Provisionsabgabeverbotes" einge-





2. Bedeutung und Funktion unabhängiger Versicherungsvermittler 
Die Frage, ob und in welchen Bereichen Unternehmen eigene bzw. gebundene oder unabhän-
gige Vertriebswege nutzen sollten, tangiert eine zentrale betriebswirtschaftliche Frage, die 
bereits von Coase (1937) intensiv erörtert wurde. Letztendlich geht in diesem Zusammenhang 
darum, die vertikalen Grenzen eines Unternehmens zu bestimmen.
6 Im Rahmen eines Ver-
gleichs unternehmensgebundener und unternehmensunabhängiger Vertriebswege, ist man 
zunächst geneigt, reine Kostenvergleiche anzustellen und zu ermitteln, welcher Vertriebsweg 
niedrigere Kosten aufweist. Vergleicht man die Kosten von Versicherungsunternehmen, die 
ausschließlich gebundene bzw. unabhängige Vertriebswege nutzen, zeigt sich, dass Unter-
nehmen mit unabhängigen Vertriebswegen in der Regel signifikant höhere Kosten aufweisen.
7 
Eine eingehendere Analyse der Kostenunterschiede zeigt jedoch, dass diese je nach Sparte 
erheblich variieren. Zum Beispiel stellt Reagan (1999) fest, dass in Sparten mit hoher Regu-
lierungsintensität, wie der Kfz- oder Berufsunfallversicherung, keine signifikanten Kostenun-
terschiede existieren.
8 Wenn jedoch die generelle Tatsache akzeptiert wird, dass unabhängige 
Vertriebswege in vielen Bereichen höhere Kosten aufweisen, muss nachfolgend geklärt wer-
den, worauf dies zurückzuführen ist. In der versicherungswissenschaftlichen Literatur gibt es 
zwei alternative Erklärungsansätze. 
Anhänger der Marktimperfektionen-Hypothese, wie Joskow (1973), Cummins und VanDerhei 
(1979) sowie Finsinger (1986), erklären signifikante Kostenunterschiede von Versicherungs-
unternehmen durch die "beschränkte Rationalität" der Versicherungsnehmer.
9 Aufgrund kom-
plexer Produkte und begrenzter Informationsverarbeitungskapazitäten sind Versicherungs-
nehmer vielfach nicht in der Lage, bestehende Unterschiede im Preis-/Leistungsverhältnis 
festzustellen und diese Unterschiede bei ihren Entscheidungen zu berücksichtigen. In einer 
solchen Situation können Versicherungsunternehmen mit sehr unterschiedlichen Kosten 
gleichzeitig auf einem Markt existieren. 
                                                            
6  Einen guten und kompakten Überblick über zentrale Theorien in diesem Zusammenhang gibt Gibbons 
(2005). 
7  Vgl. Joskow (1973), Cummins und VanDerhei (1979), Braeutigam und Pauly (1986), Barrese und Nelson 
(1992), Kim et al. (1996) sowie Klumpes (2004). 
8  Zweifel und Ghermi (1990) sowie Kelly und Kleffner (2006) konnten für ein schweizer Versicherungsunter-
nehmen bzw. den kanadischen Sach- und Haftpflichtversicherungsmarkt ebenfalls keine signifikanten Kos-
tenunterschiede zwischen den unterschiedlichen Vertriebswegen feststellen. 
9  Das Konzept der beschränkten Rationalität von Entscheidern geht auf Simon (1959) zurück. 7 
 
Alternativ können Kostenunterschiede zwischen Anbietern auf einem Markt auch durch die 
Produkt-Qualitäts-Hypothese erklärt werden (Pauly et al. 1986, Barrese et al. 1995, Regan 
und Tennyson 1996). Hierbei wird davon ausgegangen, dass Produkte, die durch unabhängige 
Vermittler vertrieben werden, zusätzliche Beratungs- oder Schadenregulierungsdienstleistun-
gen beinhalten und folglich eine höhere Qualität aufweisen.
10 Studien, wie Kim et al. (1996) 
sowie Berger et al. (1997), stützen diese Hypothese, da für Unternehmen mit unabhängigen 
Vertriebswegen zwar signifikant höhere Kosten jedoch keine signifikant unterschiedlichen 
risikoadjustierten Gewinne festgestellt werden können.
11 Diese Befunde deuten darauf hin, 
dass Versicherungsunternehmen mit unabhängigen Vertriebswegen deshalb höhere Kosten 
aufweisen können, da diese Unternehmen Produkte mit einer höheren Qualität anbieten. 
Unabhängig davon, welche der oben genannten Hypothesen man für plausibler erachtet, muss 
im Weiteren noch etwas eingehender untersucht werden, wie es zu signifikant höheren Kosten 
von unabhängigen Vertriebswegen kommt. Wie bereits in der Einleitung kurz skizziert wurde, 
müssen gebundene und unabhängige Vertriebswege in unterschiedlicher Weise gesteuert bzw. 
koordiniert werden. Rechte und Pflichten gebundener Vermittler werden grundsätzlich durch 
Arbeits- oder Agenturverträge geregelt. Gebundene Vermittler können aufgrund ihrer stärke-
ren wirtschaftlichen Abhängigkeit von Versicherungsunternehmen leichter kontrolliert und 
stärker durch Weisungen gesteuert werden. Dagegen müssen spezifische Rechte und Pflichten 
unabhängiger Vermittler, die über gesetzliche Regelungen hinaus gehen, vorrangig im Rah-
men schriftlicher expliziter Verträge geregelt werden. In einer Welt, in der alle kooperations-
relevanten Umstände beobachtbar sind und keine Transaktionskosten existieren, könnten alle 
relevanten Rechte und Pflichten eines unabhängigen Vermittlers exakt und umfassend gere-
gelt werden. In diesem Fall gäbe es keine Unterschiede zwischen gebundenen und unabhängi-
gen Vertriebswegen, da auch gebundene Vermittler nicht durch Weisungen sondern direkt 
durch vollständige und umfassende vertragliche Vereinbarungen gesteuert werden könnten. 
Tatsächlich sind Transaktionskosten
12, wie Kosten der Kontrolle oder der Vertragsvereinba-
rung und -durchsetzung, in der Realität nicht vernachlässigbar, so dass vollständige und um-
fassende schriftliche Vereinbarungen probitiv teuer sind. Folglich vereinbaren Vertragspartei-
                                                            
10  Venezia et al. (1999) zeigen beispielsweise in einem theoretischen Modell, dass abhängige und unabhängige 
Vermittler gleichzeitig in ein und demselben Markt existieren können, wenn unabhängige Vermittler zusätz-
liche Schadenregulierungsdienstleistungen anbieten, so dass Versicherungsnehmer im Schadenfall mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit entschädigt werden. 
11  Anhand von Befragungen und Auswertungen von Beschwerdestatistiken konnten Etgar (1976), Cummins 
und Weisbart (1977) sowie Doerpinghaus (1991) jedoch keine signifikanten Unterschiede in der Servicequa-
lität für abhängige und unabhängige Vertriebswege feststellen. 
12  Zum Transaktionskostenansatz kann beispielsweise auf Kräkel (2007), S. 6-15, verwiesen werden. 8 
 
en nur unvollständige Verträge, die wichtige Rechte und Pflichten regeln. Aufgrund solcher 
unvollständiger Vereinbarungen ergeben sich für die Vertragsparteien Handlungsspielräume, 
die diese nach ihren Vorstellungen ausnutzen können. Auch wenn schriftliche Vereinbarun-
gen notwendigerweise unvollständig sind, so besteht jedoch die Möglichkeit, das Verhalten 
der Vertragsparteien innerhalb ihrer Handlungsspielräume durch eine geeignete Anreizset-
zung zu beeinflussen. Eine solche Anreizsetzung durch schriftliche Vereinbarungen kann ins-
besondere indirekt über die Zuweisung von Verfügungsrechten (Property-Rights) zwischen 
den beteiligten Parteien erfolgen. 
Die Property-Rights-Theorie (Grossman und Hart 1986, Hart und Moore 1990 sowie Hart 
1995) beschäftigt sich mit der effizienten Zuweisung von Verfügungsrechten zwischen Ver-
tragsparteien. Unter Verfügungsrechten sind sowohl Eigentums-, Handels- als auch 
Gebrauchsrechte zu verstehen. Wie Grossman und Hart (1986) zeigen, beeinflusst die Vertei-
lung relativer Verfügungsrechte zwischen Versicherungsunternehmen und -vermittler ent-
scheidend die Anreize der Parteien und somit den Kooperationserfolg.
13 
Grundsätzlich können vertikal integrierte (gebundene) Vermittler aufgrund umfassender Wei-
sungsrechte der Versicherungsunternehmen von diesen besser in ihre Wertschöpfungsketten 
eingebunden werden. Die Tatsache, dass gebundene Vertriebswege niedrigere Transaktions-
kosten aufweisen, kann somit damit erklärt werden, dass bei diesen Prozesse besser aufeinan-
der abgestimmt werden können und kostenintensive schriftliche Verträge sowie umfassende 
monetäre Anreize eine untergeordnete Bedeutung haben. Auf der anderen Seite sind gebun-
dene Versicherungsvermittler sehr stark von der Unternehmens- und Produktstrategie der je-
weiligen Versicherungsunternehmen abhängig.
14 Veränderungen der Produkt- oder Vertriebs-
strategie von Versicherungsunternehmen können die Profitabilität einzelner Aktivitäten ge-
bundener Vermittler erheblich beeinflussen. Im Rahmen längerfristiger Kooperationen kann 
folglich die Unsicherheit über die Profitabilität einzelner Aktivitäten aufgrund einer unklaren 
bzw. sich ständig ändernden Unternehmensstrategie sehr hoch sein, so dass sich gebundene 
                                                            
13  Vgl. Grossman und Hart (1986), S. 710-716. 
14  Die Vertriebsstrategie von Versicherungsunternehmen ist für den Verkaufserfolg gebundener Vermittler von 
besonderer Bedeutung. Insbesondere Direktversicherer, die unter dem gleiche Markennamen agieren, können 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen gebundener Vermittler erheblich verschlechtern. Die große Bedeu-
tung des konzerninternen Wettbewerbs zeigt sich beispielsweise bei der Allianz, die ihren Online-Versicherer 
Allianz 24 im Juli 2009 auch aufgrund des massiven Protests gebundener Vermittler schloss bzw. diesen um-
benannte (vgl. Reiche, 2009). 9 
 
Vermittler insgesamt weniger engagieren. Somit kann die Ersparnis an Transaktionskosten bei 
gebundenen Vermittlern mit einem Verlust an unternehmerischer Initiative einhergehen.
15 
Unbeobachtbare Vermittleranstrengungen sind für den Erfolg einer Versicherungstransaktion 
von herausragender Bedeutung. Diese Anstrengungen können mehrdimensional sein und sich 
auf unterschiedliche Umstände, wie die Kundenakquisition, die Bedarfs- und Risikoanalyse 
oder die Produkt- bzw. Anbieterauswahl, beziehen.
16 Bei unbeobachtbaren Aktivitäten ist die 
direkte vertragliche Anreizsetzung grundsätzlich erschwert. Durch die geeignete Verteilung 
relevanter Verfügungsrechte können Vermittlern jedoch entsprechende Anreize für einzelne 
Aktivitäten gesetzt werden. Aus Sicht von Grossman und Hart (1986) resultiert ein zentraler 
Unterschied zwischen Versicherungsvertretern
17 und Versicherungsmaklern vor allem aus 
dem Recht an der sogenannten „Kundenliste“ bzw. aus dem Recht zur Änderung und Kündi-
gung eines Versicherungsvertrages.
18 Versicherungsvertreter sind in ihrer Produktauswahl 
aufgrund von Wettbewerbsklauseln stark beschränkt. Unternehmensunabhängige Vermittler 
und insbesondere Makler sind dagegen frei, ihren Kunden Verträge unterschiedlicher Versi-
cherungsunternehmen zu vermitteln, bei entsprechender Vollmacht bestehende Verträge zu 
ändern oder zu kündigen bzw. zu einer Kündigung zu raten. 
Der Wert des Verfügungsrechts Produktauswahl hängt davon ab, inwieweit eine Vertragsän-
derung oder -erneuerung üblich bzw. für den Kunden ökonomisch sinnvoll ist. Bei langfristi-
gen und eher inhomogenen Produkten, wie der Kapitallebensversicherung oder der substituti-
ven Krankenversicherung, findet keine regelmäßige Vertragserneuerung statt und das Preis-
/Leistungsverhältnis ist schwer zu beurteilen. Bei solchen Produkten ist das Dispositionsrecht 
des Vermittlers beim Erstabschluss bedeutend und entsprechend wertvoll, da diese Verträge 
vielfach hohe Gewinnmargen aufweisen. Vor allem dann, wenn Kunden sehr unterschiedliche 
Risikoprofile bzw. Bedürfnisse aufweisen und die Produktauswahl eine große Bedeutung hat, 
                                                            
15  Regan (1997) gibt einen sehr guten Überblick über diesen Trade-off. 
16  Die Multi-Task Prinzipal-Agenten-Theorie geht insbesondere auf Arbeiten von Holmström und Milgrom 
(1991,1994) sowie Holmström und Tirole (1991) zurück. 
17  Aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Behandlung in Deutschland müssten in diesen Abschnitt Mehr-
fachvertreter strenggenommen als Versicherungsvertreter den Versicherungsunternehmen zugeordnet wer-
den. Ungeachtet dieser rechtlichen Regelungen besitzen Mehrfachvertreter jedoch eine größere Unabhängig-
keit als Einfirmenvertreter (vgl. hierzu Zinnert, 2009, S. 16-25). Im Weiteren wird ebenfalls nicht explizit 
zwischen unternehmenseigenen und unternehmensgebundenen Vertretern unterschieden, obwohl letztere e-
benfalls eine etwas größere Dispositionsfreiheit besitzen. 
18  Rein rechtlich hat selbst ein Versicherungsmakler kein „Recht am Bestand“ bzw. „Recht am Kunden“ (vgl. 
hierzu insb. Zinnert, 2008a, S. 238-240). Er besitzt lediglich im Rahmen seiner Maklervollmacht eine gewis-
se Dispositionsbefugnis, die das Recht zur Vertragskündigung beinhalten kann, aber nicht einschließen muss 
(vgl. Römer und Langheid, 2003, §8 a.F., Rndnr. 8). Aufgrund langfristiger Kooperationen scheint in der 
Praxis jedoch ein implizites Recht an der Kundenliste zu existieren. 10 
 
können unabhängige Vermittler stärkere Anreize zur Neukundenakquisition sowie zur Risiko-
analyse haben.  
Wenn Kunden sehr unterschiedliche Risikoprofile aufweisen und die Produktpalette von Ver-
sicherungsunternehmen jeweils nicht die gesamte Bandbreite der Profile abdeckt, haben ge-
bundene Vermittler geringere Anreize bei der Neukundenakquisition. Darüber hinaus sind 
auch Anreize zur Risikoanalyse tendenziell geringer, da gebundene Vermittler aus einer klei-
neren Menge an Versicherungsverträgen auswählen können. Somit werden insgesamt weniger 
Risikoinformationen benötigt, um das beste zur Verfügung stehende Produkt des jeweiligen 
Versicherungsunternehmens auszuwählen. Die vorangegangenen Argumentation zeigt, dass 
gemäß der Property-Rights-Theorie unabhängige Vermittler in Sparten mit komplexen Pro-
dukten und sehr unterschiedlichen Kundenbedürfnissen höhere Anreize zur Neukundenakqui-
sition, Risikoanalyse und Produktsuche als gebunden Vermittler haben.
19  
Nachfolgend soll die theoretische Argumentation anhand bestehender empirischer Untersu-
chungen auf ihre Erklärungskraft hin untersucht werden. Wie sich zeigt, bestätigen Studien, 
wie Marvel (1982), Sass und Gisser (1989), Kim et al. (1996), Regan und Tennyson (1996) 
sowie Regan (1997, 1999), zunächst die beschriebenen Ergebnisse der Produkt-Qualitäts-
Hypothese sowie der Property-Rights-Theorie. Versicherungsunternehmen, die unabhängige 
Vertriebswege nutzen, sind tendenziell kleiner, nicht so stark auf einzelne Sparten speziali-
siert sowie eher in der gewerblichen Versicherung engagiert. Im Weiteren operieren solche 
Unternehmen eher in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, sind tendenziell auf Sparten 
mit komplexeren Produkten spezialisiert und weisen vielfach insgesamt höhere Kosten auf. 
Berücksichtigt man im Rahmen der empirischen Analyse jedoch die Interaktionsbeziehungen 
der oben genannten Faktoren, relativieren sich die obigen Tendenzaussagen. Für die US-
amerikanische Sach- und Haftpflichtversicherung können Regan und Tzeng (1999) zwar 
grundsätzlich eine starke Korrelation zwischen Organisationsform und Vertriebsweg nach-
weisen. Diese Korrelation ist jedoch nicht mehr signifikant, wenn für die Art der gezeichneten 
Risiken und deren Komplexität kontrolliert wird. Dagegen können Baranoff und Sager (2003) 
für die US-amerikanische Lebensversicherung zeigen, dass Versicherer mit unabhängigen 








3. Entlohnung und Beratungsqualität 
Nachdem in vorangegangenen Abschnitt erörtert wurde, in welchen Bereichen unabhängige 
gegenüber gebundenen Vermittlern komparative Vorteile aufweisen können, soll im Weiteren 
geklärt werden, warum unabhängige Versicherungsvermittler vorrangig durch Provisionszah-
lungen von Versicherungsunternehmen entlohnt werden. Ebenso wird im Hinblick auf die 
Beratungsqualität diskutiert, welche Probleme sich durch die Provisionierung ergeben können 
und ob die direkte Entlohnung durch Kunden im Rahmen der Honorarberatung  bzw.                 
-vermittlung für unabhängige Vermittler eine attraktive Alternative darstellt. 
Da unabhängige Vermittler Dienstleistungen für beide Vertragsparteien
20 erbringen, sind die-
se aus ökonomischer Sicht Agenten zweier Prinzipale. Neben der reinen Verkaufstätigkeit 
werden für Versicherungsunternehmen weitere Dienstleistungen, wie die Bereitstellung nicht-
verifizierbarer risikorelevanter Informationen, die Produktstrukturierung oder die Unterstüt-
zung bei der Schadenregulierung, erbracht. Andererseits werden für Versicherungsnehmer 
relevante Preis- und Produktinformationen gesammelt und aufbereitet sowie die individuelle 
Risiko- und Bedürfnissituation analysiert. Da vielfach Dienstleistungen für zwei Auftraggeber 
erbracht werden, ist es auf den ersten Blick überraschend, dass unabhängige Vermittler vor-
rangig von Versicherungsunternehmen entlohnt werden. Wie so häufig scheinen Anreizprob-
leme ein Schlüssel zur Erklärung des Phänomens zu sein. 
Unabhängige Versicherungsvermittler verfügen über große Dispositionsfreiheiten im Hinblick 
auf die Anbieter- und Produktauswahl. Somit haben Versicherungsunternehmen ein starkes 
Interesse, unabhängigen Vermittlern durch Provisionsvereinbarungen Anreize dafür zu setzen, 
Produkte ihres Unternehmens zu vermitteln. Des Weiteren erhalten unabhängige Vermittler 
im Rahmen ihrer Beratungs- und Risikoanalysetätigkeit vielfach risikorelevante private In-
formationen, die für Versicherungsunternehmen von großer Bedeutung sind. Um Probleme 
adverser Selektion zu vermeiden, ist das Versicherungsunternehmen ebenso daran interessiert, 
vom Vermittler nicht-verifizierbare risikorelevante Informationen zu erhalten, die im Rahmen 
vorvertraglicher Anzeigepflichten nicht erlangt werden können.
21 
                                                            
20  Einen umfassenden Überblick über wichtige Dienstleistungen, die Versicherungsmakler in der Gewerbe- und 
Industrieversicherung erbringen, gibt beispielsweise Swiss Re (2004). 
21  Detaillierte Analysen der Informationsfunktion unabhängiger Vermittler finden sich in Reagan und Tennyson 
(1996) sowie Cummins und Doherty (2006). 13 
 
Offensichtlich werden sowohl Provisionszahlungen als auch Beratungs- bzw. Vermittlungs-
honorare allein durch Versicherungsnehmer finanziert. Während Vermittler in Honorarsyste-
men direkt vom Versicherungsnehmer vergütet werden, erfolgt die Entlohnung in Provisions-
systemen indirekt über das Versicherungsunternehmen. Für unabhängige Vermittler spielt es 
grundsätzlich keine Rolle, über welchen Weg die Entlohnung erfolgt. Um einiges relevanter 
ist jedoch die Entlohnungshöhe. 
Aktuelle Befragungen in Deutschland zeigen, dass die überwiegende Mehrheit der Privatkun-
den derzeit bereit zu sein scheint, ein direktes Beratungs- bzw. Vermittlungshonorar zu zah-
len. Da unabhängige Vermittler unter anderem bei langfristigen Versicherungsverträgen mit 
hoher Profitabilität ein hohes Provisionseinkommen erzielen können, ist jedoch fraglich, ob 
(direkte) durchschnittliche Zahlungsbereitschaften von beispielsweise 62,70 €/pro Stunde
22 
für Vermittler hinreichend attraktiv sind, im Privatkundenbereich auf ein Honorarsystem zu 
wechseln. Auch die geringe Anzahl von 165 registrierten Versicherungsberatern (Tab. 1) 
zeigt, dass in Deutschland insgesamt noch keine verstärkte Bewegung in Richtung Honorar-
beratung bzw. -vermittlung festzustellen ist. Die tendenziell höhere Entlohnung in Provisions-
systemen scheint ein wichtiger Grund für die Dominanz von Provisionszahlungen zu sein. 
Neben diesen monetären Aspekten steht aktuell eine rechtliche Regelung der zunehmenden 
Honorarvermittlung im Weg. Durch § 81 Abs. 2 Satz 3 Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) 
in Verbindung mit einer Anordnung des Reichsaufsichtsamtes für Privatversicherung aus dem 
Jahr 1934 für die Lebensversicherung bzw. der Verordnung über das Verbot von Sonderver-
gütungen und Begünstigungsverträgen in der Schadenversicherung aus dem Jahr 1982 ist es 
Vermittlern verboten, die vom Versicherungsunternehmen erhaltene Provision ganz oder 
teilweise an Versicherungsnehmer weiterzugeben. Durch dieses sogenannte "Provisionsabga-
beverbot" soll unter anderem verhindert werden, dass Versicherungsunternehmen ihre Ver-
waltungs- bzw. Abschlusskosten zunächst übertreiben, da Vermittler durch Versicherungs-
nehmer dazu gedrängt werden, Teile ihrer Provisionen als „Prämienrabatt“ an diese weiter zu 
geben.
23,24 Neben dieser gewünschten Wirkung führt das „Provisionsabgabeverbot“ zu einer 
erheblichen Nebenwirkung. Wenn Versicherungsunternehmen Provisionszahlungen in ihren 
Tarifen mit einkalkulieren (Bruttotarife), kann der Vermittler diese Zahlungen nicht einfach 
                                                            
22  Vgl. hierzu Mebesius (2010). 
23  Vgl. Prölss (2005), § 81, Rdnr. 69-102. 
24  Mittlerweile kann das "Provisionsabgabeverbot" durch die Vereinbarung von provisionsfreien Nettotarifen 
umgangen werden, da der Versicherungsnehmer im Falle eines Nettotarifes direkt mit dem Vermittler ein Be-
ratungs- bzw. Vermittlungshonorar vereinbart (vgl. beispielsweise Umhau, 2003, S. 74). 14 
 
an den Kunden weitergeben und ein separates Vermittlungshonorar vereinbaren. Somit hat 
der Vermittler bei Bruttotarifen keine Möglichkeit, den Erhalt von Provisionszahlungen zu 
verhindern. Zudem wird es Vermittlern in einer solchen Situation schwer fallen, zusätzliche 
Vermittlungshonorare vom Kunden zu erhalten. Solange Versicherungsunternehmen nicht 
gezwungen sind, Tarife ohne Provisionszahlungen (Nettotarife) anzubieten, können Unter-
nehmen die Honorarvermittlung ihrer Produkte faktisch einseitig unterbinden. Vor dem Hin-
tergrund, dass Versicherungsunternehmen ein großes Interesse haben, unabhängigen Vermitt-
lern im Rahmen von Provisionsvereinbarungen Anreize zu setzen, ist naheliegend, dass Ver-
sicherungsunternehmen zum Teil die Möglichkeit nutzen, die Honorarvermittlung ihrer Pro-
dukte zu verhindern.
25 
Im Anschluss an die Frage, warum unabhängige Vermittler vorrangig durch Provisionszah-
lungen entlohnt werden, kann nun eingehender analysiert werden, wie durch Provisionen effi-
ziente Anreize im Hinblick auf zwei zentrale Marktfunktionen gesetzt werden können. Unab-
hängige Vermittler erbringen im Bereich komplexer Versicherungsprodukte, wie sie bei-
spielsweise in der gewerblichen oder industriellen Schaden- und Unfallversicherung vor-
kommen, vor allem zwei wichtige Dienstleistungen. Zum einen unterstützen sie Versiche-
rungsnehmer bei der Produktauswahl. Dazu ermitteln sie im Rahmen einer Risikoanalyse die 
aktuelle Risikosituation und wählen dann auf Grundlage ihres Marktüberblickes geeignete 
Versicherungsunternehmen bzw. deren Produkte aus, die die identifizierten Risiken bestmög-
lich abdecken. Im Rahmen ihrer Risikoanalyse erhalten sie vielfach nicht-verifizierbare In-
formationen, die Versicherungsunternehmen zur Risikoklassifikation bzw. Bestimmung indi-
vidueller Nettorisikoprämien benötigen. 
Durch die Zahlung von Abschlussprovisionen können Versicherungsunternehmen die Pro-
duktauswahl unabhängiger Vermittler in erheblichem Maße beeinflussen. Folglich können 
Vermittler in einem Provisionssystem, grundsätzlich Anreize zu einer suboptimalen Produkt-
auswahl haben. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Abschluss- und Folgeprovisionen 
des optimal passenden Produktes, welches die identifizierten Risiken des Versicherungsneh-
mers bestmöglich abdeckt, geringer als die suboptimaler Produkte sind. Wenn Versicherungs-
nehmer rational sind und die Produktauswahl des Vermittlers ex post hinreichend beurteilen 
können, sollte die ex ante Zahlungsbereitschaft für ein optimal passendes Produkt höher als 
                                                            
25  Zulässigkeit und möglicher Umfang der Honorarberatung bzw. -vermittlung durch Versicherungsmakler wird 
aktuell auch aus rechtlicher Sicht intensiv diskutiert (vgl. insbesondere Zinnert , 2008b, sowie Schwintowski, 
2009). 15 
 
für andere suboptimale Produkte sein. Hat ein unabhängiger Vermittler aufgrund signifikanter 
Provisionsunterschiede Anreize, ein suboptimales Produkt zu empfehlen, wird dies von Kun-
den mit rationalen Erwartungen antizipiert, so dass deren Zahlungsbereitschaft sinkt. Folglich 
müsste dadurch die maximal extrahierbare Versicherungsprämie sinken, die zur Finanzierung 
der Provision herangezogen wird. Wenn Versicherungsnehmer Falschberatungsanreize per-
fekt antizipieren, sollten unabhängige Vermittler niemals suboptimale Produkte empfehlen, da 
passende Produkte immer eine höhere Provision beinhalten als suboptimale Produkte. Wie 
Schiller (2009) im Weiteren zeigt, folgt aus dem skizzierten Provisionswettbewerb unmittel-
bar, dass bei gegebener Produktkomplexität die absolute Provisionshöhe von der Substituier-
barkeit des optimal passenden Produktes abhängt. Wenn die Zahlungsbereitschaft der Versi-
cherungsnehmer hoch ist und ein Vermittler im betreffenden Marktsegment mehrere gut pas-
sende Produkte zur Auswahl hat, führt dies zu einem intensiven Provisionswettbewerb zwi-
schen Versicherungsunternehmen, der hohe Provisionszahlungen für unabhängige Vermittler 
zur Folge hat.
26 
Neben den bereits diskutierten Abschlussprovisionen nutzen Versicherungsunternehmen in 
einzelnen Bereichen auch bedingte erfolgsabhängige Provisionen, um unabhängigen Vermitt-
lern spezifische Anreize zu setzen. Grundsätzlich beziehen sich erfolgsabhängige, bedingte 
Provisionen auf einen bestimmten Zeitraum und werden ex post gezahlt. Bedingte Provisio-
nen können sich auf unterschiedliche Erfolgsgrößen, wie den Umsatz, die Erneuerungsquote 
oder den Gewinn des vermittelten Geschäftes, beziehen. Dass vor allem gewinnabhängige 
bedingte Provisionszahlungen Vermittlern Anreize geben können, prämienrelevante Informa-
tionen wahrheitsgemäß an Versicherungsunternehmen weiterzugeben, ist unmittelbar einsich-
tig.
27 Cummins und Doherty (2006) argumentieren darüber hinaus, dass bedingte Provisionen, 
die sich auf den Umsatz oder die Erneuerungsquote beziehen, von Versicherungsunternehmen 
dazu genutzt werden, um Skaleneffekte zu realisieren oder den Risikoausgleich im Kollektiv 
zu verbessern.
28 
Regan und Tennyson (1996) zeigen, dass Versicherungsunternehmen mit unabhängigen Ver-
triebswegen insgesamt sowohl höhere Provisionszahlungen leisten und der Anteil bedingter 
Provisionszahlungen ebenfalls höher als bei Versicherungsunternehmen mit gebundenen Ver-
                                                            
26  Vgl. hierzu Schiller (2009). 
27  Schiller (2009) zeigt jedoch, dass gewinnabhängige bedingte Provisionen für eine optimale Risikoklassifika-
tion nicht immer notwendig sind. 
28  Vgl. hierzu insbesondere D'Arcy und Doherty (1990), S. 157-159, sowie Cummins und Doherty (2006), S. 
379-390. 16 
 
triebswegen ist. Somit ist nicht überraschend, dass die Vermittlerentlohnung bei Versiche-
rungsunternehmen mit unabhängigen Vertriebswegen stärker von der Profitabilität des versi-
cherten Geschäftes abhängt. Im Jahr 2004 lag beispielsweise im Bereich der US-
amerikanischen Schaden- und Unfallversicherung der Anteil aller Provisionszahlungen für 
unabhängige Vermittler bezogen auf die Prämieneinnahmen aller Sparten bei 10,5%. Wie 
erwartet, ist der Anteil von Provisionszahlungen an den Prämien im Bereich der Unterneh-
mensversicherung mit 11,4% leicht höher als im Privatkundenbereich (9,7%). Sparten mit 
komplexen Produkten, wie die Vertrauensschaden- und Kautionsversicherung oder die kom-
binierte Geschäftsrisikoversicherung, weisen ebenfalls einen höheren Provisionsanteil als sol-
che mit einfacheren Produkten, wie der Kfz-Versicherung, auf. Betrachtet man im Weiteren 
die Zusammensetzung der Provisionszahlungen der 50 größten Versicherungsunternehmen, so 
zeigt sich, dass für unabhängige Vermittler der Anteil von Abschluss- und Folgeprovisionen 
durchschnittlich bei 11,5% liegt, während bedingte Provisionszahlungen durchschnittlich 
2,3% der Prämieneinnahmen ausmachen.
29 
 
4. Regulierungsmöglichkeiten- und -notwendigkeiten 
Die theoretische Analyse des vorigen Abschnitts suggeriert, dass bei hinreichend rationalen 
Kunden im Rahmen eines funktionierenden Provisionswettbewerbs eigentlich eine optimale 
Beratungsqualität erreicht werden sollte. Wie der eingangs geschilderte Fall illegaler Preisab-
sprachen in den USA jedoch verdeutlicht,  können  Provisionsvereinbarungen  und                      
-unterschiede bei beschränkt rationalen Kunden aufgrund nicht antizipierter Falschberatungs-
anreize, zu einer suboptimalen Produktauswahl führen. Ziel dieses Abschnittes ist es, einige 
regulatorische Eingriffe, wie die Offenlegung und ein generelles Verbot von Provisionszah-
lungen, eingehender zu diskutieren und insbesondere zu beurteilen, inwieweit diese Eingriffe 
Falschberatungsanreize mildern und somit die Beratungsqualität erhöhen. 
Im Hinblick auf die Antizipation von Falschberatungsanreizen durch Versicherungsnehmer ist 
die Offenlegung von Provisionszahlungen ein sehr naheliegender Markteingriff. Die grund-
sätzliche Intuition ist, dass Versicherungsnehmer, wenn sie Informationen über die Provisio-
nen der vom Vermittler vorgelegten Produkte erhalten, auf die Beratungsqualität zurück-
schließen können. In der Lebensversicherung wurde mit der Verordnung über Informations-
pflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV) ein erster Schritt hin zur Offenlegung von 
                                                            
29  Vgl. Cummins und Doherty (2006), S. 374-379. 17 
 
Provisionen bereits umgesetzt. Seit 1.7.2008 müssen Lebensversicherungsunternehmen ge-
mäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 VVG-InfoV ihre kalkulierten Abschlusskosten als einheitlichen Ge-
samtbetrag offenlegen. Auch wenn die kalkulierten Abschlusskosten noch andere Kostenposi-
tionen umfassen, kann der Kunde durch den Ausweis der Abschlusskosten gewisse Rück-
schlüsse auf die gezahlte Provision ziehen. Ziel der Offenlegung von Abschlusskosten in der 
Lebensversicherung ist es, dem Kunden eine informierte Entscheidung zu ermöglichen.
30 Die 
Frage ist nur, wie informiert der Kunde nach Offenlegung der Abschlusskosten bzw. der Pro-
visionen tatsächlich ist? 
Auch hier kann eine ökonomische Analyse einige Erkenntnisse liefern. Angenommen, Versi-
cherungsunternehmen werden gezwungen, ihre tatsächlichen Provisionen auszuweisen. Dann 
weiß der Versicherungsnehmer jedoch nur, welches Produkt für den Vermittler die höchste 
Entlohnung beinhaltet. Welches Produkt jedoch am besten geeignet ist, seine Bedürfnisse zu 
befriedigen, bleibt aber weiterhin unklar. Solange Vermittler einen Informationsvorsprung im 
Hinblick auf die optimale Produktauswahl haben, besteht beim Versicherungsnehmer eine 
große Unsicherheit über die tatsächliche Beratungsqualität. Eine Offenlegung ist nur dann zu 
rechtfertigen, wenn Informationen über die jeweiligen Provisionen der zur Auswahl stehenden 
Produkte beim Versicherungsnehmer zu einem hinreichenden Erkenntnisgewinn und somit zu 
einer Reduktion der Qualitätsunsicherheit führen. Dies ist jedoch zu bezweifeln. Rät der Ver-
mittler dem Versicherungsnehmer zum Produkt mit der höchsten Provision, bedeutet dies 
nicht zwangsläufig, dass dieses Produkt suboptimal ist. Jedoch sollte ein rationaler Kunde zu 
der Einschätzung gelangen, dass diese Empfehlung suboptimal sein könnte. Hier kann die 
Offenlegung von Provisionen helfen, dass Kunden die Empfehlung kritisch hinterfragen. 
Problematisch ist jedoch, dass Vermittler dann ihre Empfehlungsstrategien nur optimal anpas-
sen müssen, um die gewünschte Wirkung einer Offenlegung von Provisionen ganz oder teil-
weise auszuhebeln. Falls ein Vermittler nur daran interessiert ist, sein eignes Einkommen zu 
maximieren, kann er auch im Falle einer Offenlegungspflicht von Provisionen weiterhin Pro-
dukte mit hohen Provisionen empfehlen. Gerade dann, wenn das empfohlene Produkt nicht 
die höchstmögliche Provision aufweist, wird der Erkenntnisgewinn aus einer Offenlegung 
eher gering sein, so dass die Beratungsqualität nicht zwangsläufig steigt. Folglich ist festzu-
halten, dass eine Offenlegung von Provisionszahlungen selbst bei vollkommen rationalen 
Kunden nicht zu einer Eliminierung oder hinreichenden Reduktion der Qualitätsunsicherheit 
                                                            
30  Vgl. Schwintowski und Ortmann (2009). 18 
 
führen muss.
31 Gestützt wird diese Argumentation beispielsweise durch Ergebnisse von In-
derst und Ottaviani (2009). Die Autoren zeigen für gebundene Vermittler, dass eine Offenle-
gung der Entlohnung zwar zu einer sinkenden Vergütung aber unter Umständen auch zu einer 
sinkenden Beratungsqualität führen kann. Insgesamt ist somit fraglich, ob eine Offenlegung 
von Provisionen die Beratungsqualität unabhängiger Vermittler hinreichend erhöht. 
Vielfach wird ein Honorarsystem als grundsätzlich überlegen angesehen: 
“If brokers do not receive any compensation for placing insurance policies from the insurer con-
cerned, there is no potential for conflicts of interest, and brokers are more likely to provide a truly in-
dependent and impartial service to their clients.“
32 
"A commission system gives greater incentives to provide biased advice to unsophisticated potential 
consumers."
33 
Grundlegende Intuition dieses Argumentes ist, dass bei der Honorarberatung  bzw.                    
-vermittlung Beratung und Verkauf getrennt werden. Betrachtet man theoretische Vergleiche 
von Provisions- und Honorarsystemen, ergibt sich jedoch keine eindeutige Überlegenheit der 
Honorarvermittlung. 
Zwar zeigen Hofmann und Nell (2010), dass es im Falle eines Provisionssystems zu einer 
„Überberatung“ kommen kann, weil die Beratung durch Vermittler für Versicherungsnehmer 
keine direkten Kosten verursacht und Versicherungsnehmer mit niedrigeren Informationskos-
ten es vorziehen, sich von Vermittlern beraten zu lassen anstatt sich selbst zu informieren. 
Unberücksichtigt bleibt in dieser Betrachtung jedoch, dass Kunden mit niedrigen Informati-
onskosten Versicherungsschutz üblicherweise direkt bei Versicherungsunternehmen kaufen 
können. In diesem Fall kommt es zu keiner Überberatung, da sich Kunden mit niedrigen In-
formationskosten selbst informieren und nachfolgend das passende Produkt direkt beim je-
weiligen Versicherungsunternehmen kaufen.  
In Bezug auf die Effizienz zeigen auch zwei Vergleiche von Gravelle (1993, 1994), dass es 
kein eindeutig überlegenes Entlohnungssystem gibt. Im Rahmen der theoretischen Analysen 
haben sowohl die Beratungsqualität als auch die Anzahl der im Markt tätigen Vermittler 
Auswirkungen auf die Gesamtwohlfahrt. Während es im Falle eines Provisionssystems zu 
einem übermäßigen Markteintritt von Vermittlern kommt, ist die Beratungsqualität im Hono-
rarsystem niedriger, da sich insgesamt zu wenige Versicherungsnehmer durch den Vermittler 
                                                            
31  Vgl. Richter und Schiller (2009). 
32  EU-Kommission (2007c), S. 48. 
33  Gravelle (1994), S. 425. 19 
 
beraten lassen. Gerade letzteres Problem ist im Falle eines Verbotes von Provisionszahlungen 
zu erwarten. Die direkte Zahlungsbereitschaft von Kunden für Beratungsdienstleistung ist 
tendenziell gering. Somit ist zu befürchten, dass sich nur wenige Versicherungsnehmer bera-
ten lassen und entweder keinen Versicherungsschutz nachfragen oder eine uninformierte 
Kaufentscheidung treffen.  
In Sparten, in denen Vermittler im Rahmen ihrer Risikoanalyse nicht-verifizierbare risikore-
levanten Informationen erhalten, ist ein Honorarsystem sogar eindeutig unterlegen. Wenn 
unabhängige Vermittler ausschließlich von Kunden entlohnt werden, haben Versicherungsun-
ternehmen keine Möglichkeit, Vermittlern Anreize zur Risikoklassifikation von Kunden zu 
setzen. Somit kann es  innerhalb eines Honorarsystems zur adversen Selektion kommen 
(Schiller, 2009). 
Die gleiche Situation kann sich somit auch im Falle eines generellen Verbots von Provisions-
zahlungen einstellen. Bei einem generellen Verbot von Provisionszahlungen, wie es in Finn-
land und Dänemark
34 bereits eingeführt wurde, muss darüber hinaus sichergestellt werden, 
dass dieses nicht umgangen wird. Auch wenn es Versicherungsunternehmen verboten ist, di-
rekte Zahlungen an unabhängige Vermittler zu leisten, können indirekte Zahlungen bzw. die 
Gewährung nicht-monetärer Vorteile nur schwer kontrolliert werden. Folglich kann es, wenn 
es einigen Versicherungsunternehmen gelingt die Produktauswahl von Vermittlern durch Sei-
tenzahlungen zu beeinflussen, auch im Rahmen der Honorarvermittlung zu einer suboptima-
len Produktauswahl kommen (Focht et al., 2010). 
Aufgrund der geschilderten Probleme einer Offenlegung bzw. eines Verbots von Provisions-
zahlungen sind die Erfolgsaussichten beider Markteingriffe eher kritisch zu beurteilen. Des-
halb erscheint es insgesamt vielversprechender zu sein, die Beratungsqualität über entspre-
chende Haftungsanreize zu erhöhen. Im Zuge der Neuregelung des Versicherungsvermittler-
rechts wurden Haftungsanreize vor allem durch die Einführung umfangreicher Beratungs- und 
Dokumentationspflichten erheblich verstärkt. Eine konsequente Anwendung dieser haftungs-
rechtlichen Regelungen kann Falschberatungsanreize erheblich abschwächen. Ob und inwie-
weit Haftungsanreize in Deutschland hinreichend sind, kann derzeit nicht abschließend beur-
teilt werden. Darüber hinaus sollte − bevor eine Offenlegung bzw. ein Verbot von Provisions-
zahlungen in Betracht gezogen wird − in Deutschland zunächst ein freier Wettbewerb zwi-
                                                            
34  In Finnland ist das Verbot von Provisionszahlungen bereits im Jahr 2005 in Kraft getreten, wobei eine drei-
jährige Übergangsfrist gilt. Ein analoges Verbot in Dänemark mit fünfjähriger Übergangsfrist wurde im Ver-
lauf des Jahres 2006 eingeführt (vgl. EU-Kommission, 2007c, sowie Ladbury, 2007). 20 
 
schen den Entlohnungssystemen sichergestellt werden. Hierfür ist es aus den in Abschnitt 3 
geschilderten Gründen sinnvoll, die Aufhebung des „Provisionsabgabeverbotes“ in Betracht 
zu ziehen, dessen Existenzberechtigung wiederholt in Frage gestellt wurde.
35 Auch wenn Er-
fahrungen aus anderen Ländern, in denen kein Provisionsabgabesystem existiert, nicht erwar-
ten lassen, dass diese Maßnahme zu einer generellen Abkehr vom Provisionssystem führt, so 
kann in Deutschland erst dann eine flächendeckende Honorarvermittlung gegen den Willen 
der Versicherungsunternehmen stattfinden. 
 
5. Fazit 
Unabhängige Versicherungsvermittler erbringen sowohl für Versicherungsnehmer als auch 
für Versicherungsunternehmen eine Reihe unterschiedlicher Dienstleistungen. Aktuell findet 
eine intensive Diskussion über geeignete Entlohnungsmodelle für unabhängige Vermittler 
statt. In Rahmen der Diskussion wird vielfach eine Offenlegung bzw. ein Verbot von Provisi-
onszahlungen angeregt.  
Ziel der vorliegenden Arbeit war es, aus ökonomischer Perspektive zu erklären, warum unab-
hängige Vermittler vorrangig durch Provisionszahlungen von Versicherungsunternehmen 
entlohnt werden. Die ökonomische Analyse verdeutlicht, dass aufgrund ihrer stärkeren Eigen-
initiative im Hinblick auf die Risikoanalyse und Produktauswahl, unabhängige Vermittler der 
dominante Vertriebsweg für komplexe Produkte sind. Da unabhängige Vermittler nicht wei-
sungsgebunden sind und eine hohe Dispositionsfreiheit besitzen, sind Versicherungsunter-
nehmen sehr stark interessiert und darauf angewiesen, diesen monetäre Anreize über die Zah-
lung von Provisionen zu setzen. Andererseits sind direkte Zahlungsbereitschaften von Versi-
cherungsnehmern für die Beratungs- bzw. Vermittlungsdienstleistung eher gering, so dass 
Honorarsysteme aus Sicht der Vermittler in vielen Bereichen nicht hinreichend attraktiv sind. 
In Deutschland erweist sich das „Provisionsabgabeverbot“ als ein weiteres Hemmnis für einen 
fairen Wettbewerb der Entlohnungssysteme. Durch dieses können Versicherungsunternehmen 
einseitig verhindern, dass ihrer Produkte im Rahmen der Honorarvermittlung vertrieben wer-
den.  
Wenn Versicherungsnehmer hinreichend rational sind und die Qualität der Vermittlung ex 
post hinreichend beurteilen können, führt die Provisionsberatung zu einer optimalen Bera-
                                                            
35 Vgl. beispielsweise Nell und Karten (1994). 21 
 
tungsqualität. Tatsächlich ist jedoch die Annahme rationaler Versicherungsnehmer nicht ge-
geben, so dass Provisionssysteme zu erheblichen Falschberatungsanreizen führen können. In 
diesem Fall stellt sich die Frage, ob und welche regulatorischen Eingriffe die Beratungsquali-
tät erhöhen können. Die Analyse verdeutlicht, dass eine Offenlegung bzw. ein Verbot von 
Provisionszahlungen nicht geeignet sind, die Beratungsqualität zu erhöhen. Ein generelles 
Verbot von Provisionszahlungen kann in einzelnen Bereichen, in denen Vermittler nicht-
verifizierbare risikorelevante Informationen für Versicherungsunternehmen bereitstellen, zum 
Problem adverser Selektion führen, so dass die Markteffizienz sogar sinken kann. 
In Anbetracht der aktuellen Diskussion sollte vor Einführung der beschrieben Regulierungs-
maßnahmen zunächst ein fairer Wettbewerb zwischen den Entlohnungssystemen durch die 
Aufhebung des "Provisionsabgabeverbotes" erreicht werden. Trotzdem veranschaulicht die 
ökonomische Analyse, dass Provisionszahlungen in vielen Bereichen die dominante Entloh-
nungsform bleiben werden, da durch diese effiziente Anreize gesetzt werden können. Hin-
sichtlich etwaiger Falschberatungsanreize erscheint es darüber hinaus zunächst vielverspre-
chender zu sein, die effektive Wirkung von bestehenden Haftungsanreizen, die im Zuge der 
Neuregelung des Versicherungsvermittlerrechts eingeführt wurden, kritisch zu beobachten 
und gegebenenfalls zu verschärfen. 
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